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32. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 27./28. November 2003 in Brehna, Landkreis Bitterfeld
TOP 1
Entwicklung der Kommunalfinanzen 2004
Beratungsgrundlage:
Rundschreiben Nr. 419/2003 vom 10. Oktober 2003
Rundschreiben Nr. 442/2003 vom 28. Oktober 2003

Rundschreiben Nr. 464/2003 vom 14. November 2003

Bisherige Beratung:
TOP   1
  31. Landräte-Seminar am 28./29. August 2003
TOP   3
111. Präsidialsitzung am 02. September 2003

TOP   4
  17. Sitzung des Ausschusses für zentrale Steuerung, Finanzen und 

        Kommunalrecht am 14. Oktober 2003

TOP   5
112. Präsidialsitzung am 21. Oktober 2003
Weitere Beratung:
113. Präsidialsitzung am 09. Dezember 2003
Sachverhalt:
Auf der Grundlage unserer bisherigen Beratungen und der daraufhin gefassten Beschlüsse haben wir im Rahmen der Anhörung der kommunalen Spitzenverbände im Innenausschuss des Landtages von Sachsen-Anhalt am 12. November 2003 
· für den Fall der Umschichtung der Kostenerstattung nach dem Aufnahmegesetz in das FAG eine auskömmliche und verlässliche Finanzierung in Höhe des Durchschnittsbetrags der letzten drei zwischen Land und Kommunen abgerechneten Haushaltsjahre
· eine Anhebung der Beteiligungsquote der Landkreise an den Investitionshilfen von 10 v. H. auf 30 v. H. entsprechend der Beteiligung an den allgemeinen Zuweisungen

· einen angemessenen Kostenausgleich für die Belastungen nach dem Grundsicherungsgesetz durch das Land

gefordert.

Über den aktuellen Stand des Gesetzgebungsvorhabens wird in der Sitzung berichtet.

Die regionalisierten Ergebnisse des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom November 2003 haben für Sachsen-Anhalt weitere Steuerausfälle prognostiziert. Nach Aussagen des Finanzministeriums werden in 2003 gegenüber der Mai-Steuerschätzung Steuermindereinnahmen von zusätzlich rd. 180 Mio. Euro und im kommenden Jahr gegenüber dem vorliegenden Haushaltsplanentwurf in Höhe von rd. 110 Mio. Euro erwartet. Die Auswirkungen auf den kommunalen Finanzausgleich werden derzeit von uns erarbeitet und per Rundschreiben noch vor dem Seminar an die Landkreise versandt. Wir bitten dieses Rundschreiben dann mit zu den Beratungsunterlagen zu nehmen.

Gemeinsam mit den Landkreisen Weißenfels, Aschersleben-Staßfurt, Wernigerode, Merseburg-Querfurt und Quedlinburg haben wir am 13. November 2003 in der Geschäftsstelle die Erfolgsaussichten einer möglichen Verfassungsbeschwerde gegen das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung des Haushaltssanierungsgesetzes 2003 erörtert. Im Ergebnis dieser Beratung werden sich die Landkreise Weißenfels und Aschersleben-Staßfurt an der vom Deutschen Landkreistag koordinierten Klage gegen das Grundsicherungsgesetz vor dem Bundesverfassungsgericht beteiligen. Da derzeit nicht abzusehen ist, ob das Bundesverfassungsgericht diese Klage für zulässig erachtet, wollen die beiden Landkreise Weißenfels und Aschersleben-Staßfurt parallel fristwahrend eine kommunale Verfassungsbeschwerde gegen das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung des Haushaltssanierungsgesetzes 2003 einlegen. Anders als in dem Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht wird dann auf der Grundlage von Art. 88 Abs. 1 LV LSA die angemessene Finanzausstattung der klagenden Landkreise insgesamt bewertet werden müssen.
Zu den finanziellen Auswirkungen des Grundsicherungsgesetzes auf die Kreishaushalte in Sachsen-Anhalt hat die Geschäftsstelle eine erneute Umfrage zum Stichtag 31.10.2003 durchgeführt. Auch diese Ergebnisse werden wir im Rahmen des Seminars vorstellen.

32. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 27./28. November 2003 in Brehna, Landkreis Bitterfeld
TOP 2
Fortentwicklung der Funktionalreform
Beratungsgrundlage:
· Stellen-/Personalkostenberechnung zu den Inhalten eines Ersten Funktionalreformgesetzes

· Katalog zusätzlich kommunalisierbarer Aufgaben 

(LKT-Schreiben vom 13. Oktober 2003)

· Kommunalisierung des schulpsychologischen Dienstes 

(Vermerk des MK vom 17. November 2003)

· Kommunalisierung von Aufgaben nach dem Personenbeförderungsgesetz (PBefG)

(Stellungnahme des RP Halle vom 17. November 2003
Bisherige Beratung:
TOP   
5
  31. Landräte-Seminar am 28./29. August 2003

TOP 
5
  17. Sitzung des Ausschusses für zentrale Steuerung, Finanzen und 

        Kommunalrecht am 14. Oktober 2003

TOP   7
112. Präsidialsitzung am 21. Oktober 2003

Weitere Beratung:
113. Präsidialsitzung am 09. Dezember 2003 

Sachverhalt:
In der Sitzung der AG „Funktionalreform“ am 18. November 2003 sind die kommunalen Spitzenverbände gebeten worden, sich in Vorbereitung der Arbeitsgruppensitzung am 19. Dezember 2003 zu folgenden Teilaspekten abschließend zu äußern:

· Stellen-/Personalkostenberechnung zu den Inhalten eines Ersten Funktionalreformgesetzes 

· Katalog zusätzlich kommunalisierbarer Aufgaben, u. a.

-  schulpsychologischer Dienst,

-  Gesundheits- und Sozialbereich,

-  Ausgleichsleistungen nach § 45 a Personenbeförderungsgesetz (Ausbildungs-

   verkehr)

· Kostenerstattungsregelung zur Funktionalreform mit Binnenverteilung zwischen den Landkreisen und kreisfreien Städten

· Beurteilung möglicher Gebühreneinnahmen im Zusammenhang mit dem Ersten Funktionalreformgesetz

· Aufgabenverlagerungen im Rahmen der im Entwurf vorliegenden Novellierung des Wassergesetzes

Unter Berücksichtigung der zwischenzeitlich mit dem Umweltministerium abgestimmten Aufgaben, die für eine Kommunalisierung in Betracht kommen, hat das Innenministerium eine umfangreiche Stellen- und Personalkostenberechnung für alle danach im Rahmen eines Ersten Funktionalreformgesetzes in Frage kommenden Aufgabenübertragungen erstellt. Danach sind insgesamt 112,32 Stellen von dem Ersten Funktionalreformgesetz betroffen, wobei

· 60,045 Stellen auf unstreitig kommunalisierbare Aufgaben entfallen, die im Wesentlichen ohne zusätzliches Fachpersonal und

· 52,275 Stellen auf unstreitig kommunalisierbare Aufgaben entfallen, die bei Sicherstellung der personellen Voraussetzungen 

auf die kommunale Ebene übertragen werden können.

Auf der Grundlage einer pauschalierten Berechnung nach dem KGSt-Bericht 07/2003 „Kosten eines Arbeitsplatzes“ ergeben sich für die 112,32 Stellen Personal- und Sachkosten in Höhe von 7.764.159,30 Euro. In der letzen Sitzung der „AG Funktionalreform“ wurde allerdings deutlich, dass das Land nicht bereit sei, die Sachkosten nach KGSt (= 15.600 Euro/Stelle) uneingeschränkt zu berücksichtigen, weil nach eigener Berechnung dieser Pauschalbetrag bezogen auf den derzeitigen Kosteneinsatz der Landesverwaltung zu hoch sei. Eine abschließende Aussage über die Ausgleichsbereitschaft der Sachkosten durch die Staatskanzlei liegt zurzeit noch nicht vor.

Die Zusammenfassung der Stellen- und Personalkostenberechnung liegt als Anlage bei. Die umfangreiche Fassung, in der alle einzelnen Aufgaben stellen- und personalkostenmäßig erfasst sind, ist digital diesem Vorbericht beigefügt.

Mit Schreiben vom 13. Oktober 2003 hatten wir der Staatskanzlei vereinbarungsgemäß einen vorläufigen Katalog zusätzlich kommunalisierbarer Aufgaben zugeleitet. Wir bitten um kritische Prüfung und sehen Abstimmungsbedarf insbesondere bei den Ausgleichsleistungen für die Beförderung von Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs nach § 45 a PBefG und beim schulpsychologischen Dienst. 

Zu letzterem hat Herr Staatssekretär Willems, Kultusministerium, in der Sitzung am 18. November 2003 ergänzend vorgetragen und anhand der beiliegenden Tischvorlage begründet, warum eine Kommunalisierung derzeit nicht in Frage kommt. Aus Sicht beider kommunaler Spitzenverbände kann es allerdings gute Gründe geben, den schulpsychologischen Dienst zu kommunalisieren, weil enge Verbindungen zum Gesundheits-, Sozial- und Jugendamt bestehen. Diese Kontakte erscheinen uns insbesondere dann wichtig, wenn die Schüler im Mittelpunkt der Arbeit des schulpsychologischen Dienstes stehen. Probleme dürfte allerdings die Einbindung dieses Personenkreises in das Vergütungs- und Besoldungsgefüge der Landkreise bewirken. Derzeit sind 30 Schulpsychologen im Land Sachsen-Anhalt im Einsatz. 

Zu entscheiden ist, ob die Kommunalisierung jetzt unmittelbar angestrebt oder ob zunächst eine strenge Aufgabenkritik durch das Landesverwaltungsamt den Kommunalisierungsüberlegungen vorangestellt werden sollte. Hierzu bitten wir um Stellungnahme aus Sicht der Landkreise.

Die Zustimmung zur Wahrnehmung der Aufgabe der Genehmigungsbehörde nach § 45 a PBefG auf die Landkreise und kreisfreien Städte setzt voraus, dass eine Modellrechnung vom Land vorgelegt wird, damit wir die finanziellen Auswirkungen dieser neuen Aufgabe einschätzen können. Die Finanzierungsregelung muss zusammen mit der Aufgabenübertragung im Funktionalreformgesetz getroffen werden. Um finanzielle Risiken für die Landkreise ausschließen zu können, fordern wir eine vollständige Kostendeckung mit Dynamisierungsklausel, damit die Ausgleichszahlungen für den Ausbildungsverkehr mit Landesmitteln finanziell abgesichert sind. Neben der Modellrechnung muss das Land den Verwaltungsaufwand beziffern, der durch die Kommunalisierung der Aufgabe auf der Kreisebene zu erwarten ist.

Das Regierungspräsidium Halle lehnt generell die Kommunalisierung von Aufgaben der Genehmigungsbehörde nach PBefG aus den Gründen ab, die in der beiliegenden Stellungnahme ausgeführt sind.

Die Kostenerstattungsregelung zu den im Rahmen des Ersten Funktionalreformgesetzes übertragenen Aufgaben sollte im FAG LSA erfolgen. Aus unserer Sicht muss die finanzielle Belastung der Landkreise und kreisfreien Städte finanzkraftunabhängig für die Dauer der Aufgabenwahrnehmung ausgeglichen werden. Wir schlagen daher vor, in Abschnitt 5 des FAG „Aufgabengebundene Sonderzuweisungen außerhalb der Finanzausgleichsmasse“ folgende neue Vorschrift aufzunehmen:

§

Kostenerstattung für übertragene Aufgaben

Für die Erstattung von Kosten, die den kreisangehörigen Gemeinden, kreisfreien Städten und Landkreisen aus der Übertragung von Aufgaben entstehen, werden nach

· dem Ersten Funktionalreformgesetz vom ………..

für das Jahr 2004





…. ……….. 
Euro

ab dem Jahr 2005





…………….
Euro

· (dem Zweiten Funktionalreformgesetz)

für das Jahr 2004





…. ……….. 
Euro

ab dem Jahr 2005





…………….
Euro

· (dem Dritten Funktionalreformgesetz)

für das Jahr 2004





…. ……….. 
Euro

ab dem Jahr 2005





…………….
Euro

zur Verfügung gestellt.

Bezüglich der Binnenverteilung sollte ein Schlüssel gefunden werden, der sich an den Einwohnern orientiert aber auch die Fläche berücksichtigt. Hierzu bereiten wir für das Landräte-Seminar eine entsprechende Modellberechnung vor.

Dem Vernehmen nach gehen mit den übertragenen Aufgaben Gebühreneinnahmen von rd. 140.000 Euro/Jahr zzgl. rd. 100.000 Euro/Jahr an Bußgeldern einher. Eine entsprechende Auflistung soll uns über das Regierungspräsidium Halle noch zugeleitet werden, so dass wir diese ggf. als Tischvorlage verteilen.

Die vorliegende Novelle des Wassergesetzes enthält bereits einige Aufgabenübertragungen, die eigentlich systematisch in das Erste Funktionalreformgesetz gehören. Aus unserer Sicht sollten alle Aufgaben, die im Rahmen der Arbeitsgruppe „Funktionalreform“ zur Kommunalisierung festgelegt worden sind, tatsächlich im Ersten Funktionalreformgesetz mit den entsprechenden Kostenregelungen übertragen werden und nicht in einer Novelle des Wassergesetzes vorweggenommen werden.

Zu den versorgungsrechtlichen Fragen im Zusammenhang mit dem Übergang von Beamten vom Land auf die Kommunen werden wir uns mit dem Kommunalen Versorgungsverband Sachsen-Anhalt verständigen.

32. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 27./28. November 2003 in Brehna, Landkreis Bitterfeld
TOP 3
Kommunale Kriminalprävention  
Beratungsgrundlage:
-

Bisherige Beratung:
-

Weitere Beratung:
113. Präsidialsitzung am 09. Dezember 2003
Sachverhalt:
Die vorherige Landesregierung verfolgte im Rahmen der Kriminalprävention den Ansatz, möglichst alle für diesen Bereich relevanten gesellschaftlichen Gruppen einzubinden. Aufgrund des genannten Ansatzes wurde bereits im Jahr 1994 die Bildung von Polizeibeiräten bei den Landkreisen und kreisfreien Städten initiiert. Im Jahr 1999 wurde auf Landesebene ein Landespräventionsrat gebildet. 

Die neue Landesregierung möchte nunmehr im Bereich der Kriminalprävention einen anderen Ansatz verfolgen. Am 27. Oktober 2003 fand dazu ein Gespräch zwischen der zuständigen Fachabteilung des MI und Vertretern der beiden kommunalen Spitzenverbände statt. 

Seitens des MI wird zwar die Arbeit einiger auf kommunaler Ebene eingerichteter Polizeibeiräte als durchaus erfolgreich bewertet, jedoch sieht das Innenministerium insgesamt die Arbeit der Polizeibeiräte und des Landespräventionsrates als wenig effektiv an. 

Das Innenministerium verfolgt deshalb jetzt den Ansatz, die Arbeit der Polizeibehörden einerseits und der kommunalen Behörden andererseits stärker zu vernetzen. Fragen der Kriminalprävention sollen in allen kommunalen Arbeitsfeldern, insbesondere in den Bereichen Jugendarbeit, Kultur, Bildung und Städtebau Berücksichtigung finden. 

Durch eine gemeinsame Erklärung der kommunalen Spitzenverbände und des Ministeriums des Innern des Landes Sachsen-Anhalt soll der jetzt verfolgte Ansatz eine Grundlage erhalten und gestartet werden. Der vom Innenministerium erarbeitete Entwurf einer gemeinsamen Erklärung zur „Intensivierung der Kooperation von Kommunen und Polizei zur Fortentwicklung der kommunalen Kriminalprävention“ ist als Anlage beigefügt. 

Hinsichtlich der bestehenden Präventionsbeiräte hat das Innenministerium darauf hingewiesen, dass keineswegs beabsichtigt sei, diese kurzfristig aufzulösen. Die Zusammenarbeit der Behörden des Landes und der Kommunen soll allerdings größere Bedeutung erhalten und insoweit die Bedeutung der Präventionsbeiräte zurückgedrängt werden. 

Aus Sicht der Geschäftsstelle wird der nunmehr vom Innenministerium verfolgte Ansatz wie folgt bewertet: 

· Bereits bei Bildung der Polizeibeiräte auf kommunaler Ebene hat der Landkreistag Bedenken gegen die breite Einbindung gesellschaftlicher Gruppen angemeldet, da die Öffentlichkeit der Polizeibeiräte eher als erschwerend für eine vertrauensvolle und effektive Zusammenarbeit der beteiligten Verwaltungsbehörden und Gerichte angesehen wurde. Der nunmehr verfolgte Ansatz einer Kooperation allein zwischen den Verwaltungsbehörden wird deshalb von uns begrüßt. 

· In der Besprechung mit dem MI haben wir Bedenken dagegen angemeldet, dass kommunale Aufgaben ausgeweitet und intensiviert werden, ohne dass dafür zusätzliche finanzielle Mittel vom Land zur Verfügung gestellt werden. Seitens des MI wurde insoweit deutlich gemacht, dass es nicht um eine Ausweitung und Intensivierung kommunaler Aufgaben gehen solle. Anliegen sei vielmehr, dass im Rahmen bei der kommunalen Aufgabenerfüllung und insbesondere bei kommunalen Planungen auch Aspekte der Kriminalitätsprävention angemessen Berücksichtigung finden. 

· Hinsichtlich der „gemeinsamen Lagebilder von Polizei und Kommunen“ haben wir die Begründung neuer Berichtspflichten für die Kommunen abgelehnt. 

Auch insoweit wurde seitens des MI deutlich gemacht, dass keine neue Berichtspflicht eingeführt werden soll. 

In der Gesamtschau gehen wir nicht davon aus, dass die vorliegende Erklärung zu einer Ausweitung kommunaler Aufgaben und Pflichten führt. Insoweit erkennen wir keine grundsätzlichen Bedenken gegen eine Beteiligung des Landkreistages Sachsen-Anhalt an der genannten Erklärung. 

32. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 27./28. November 2003 in Brehna, Landkreis Bitterfeld
TOP 5
Vergleichsring der kreislichen Bauordnungsämter 2002/2003 im Land Sachsen-Anhalt 

Beratungsgrundlage:
-
Bisherige Beratung:
- 

Weitere Beratung:
-
Sachverhalt:
Unter der Leitung der Geschäftsstelle konnte im Laufe dieses Jahres unter Mitwirkung eines mit Praktikern der Landkreise gebildeten Arbeitskreises ein landesweiter Vergleich zwischen den Bauordnungsämtern der Landkreise im Land Sachsen-Anhalt organisiert werden. 

In Anlehnung an das Gesetz über die Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA vom 09. Februar 2001) wurden sechs Produkte aus dem Aufgabengebiet der unteren Bauordnungsbehörden für die Analyse und den Vergleich festgelegt, die einer quantitativen und qualitativen Beurteilung unterzogen worden sind: 

· Bauvorbescheid (§ 72 BauO LSA) 

· Baugenehmigung (§§ 66 i. V. m. 77 BauO LSA)
· Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen (BauGB, § 75 Abs. 1 und 2 BauO LSA)
· ordnungsbehördliche Maßnahmen (§§ 59 Abs. 3, 64 Abs. 2, 83, 84, 88 und 91 BauO LSA i. V. m. SOG LSA)
· Baulasten (§ 87 Abs. 1, 3, 4 und 5 BauO LSA)
· förmliche Rechtsbehelfe (VwGO)
Die Ergebnisse werden im Rahmen des Seminars präsentiert und der Abschlussbericht zur weiteren Verwendung verteilt. 

32. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 27./28. November 2003 in Brehna, Landkreis Bitterfeld
TOP 6
Auswirkungen des Zweiten Investitionserleichterungsgesetzes auf die kreislichen Aufgaben
Beratungsgrundlage:
Rundschreiben-Nr. 445/2003 vom 28.10.2003

Rundschreiben-Nr. 451/2003 vom 04.11.2003
Bisherige Beratung:
TOP 10
  31.
Landräte-Seminar am 28./29. August 2003 


TOP 3
  13. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Umweltschutz, Verkehr und  Raumplanung am 11. November 2003
Weitere Beratung:
-
Sachverhalt:
Mit dem Zweiten Investitionserleichterungsgesetz vom 16. Juli 2003 hat der Landesgesetzgeber das generelle Ziel verfolgt, Investitionserleichterungen und Deregulierungen zur Verfahrensbeschleunigung vorzunehmen. Investitionshemmende Vorschriften sollen abgebaut werden, um den wirtschaftlichen Aufschwung zu fördern; eine vertiefte Gesetzesfolgenabschätzung hat die Landesregierung mit Blick auf eine rasche Verabschiedung des Gesetzes allerdings bewusst nicht durchgeführt. Gleichwohl sieht der Landesgesetzgeber für die öffentlichen Haushalte keine Belastung, vielmehr dürfe es durch den Abbau von Verwaltungsaufwand zu einer unwesentlichen Erleichterung des Landeshaushalts kommen. Der Gesetzgeber äußert sich zu den Auswirkungen auf die kommunalen Haushalte nicht. 

Die einzelnen Vorschriften sind zwischenzeitlich in den zuständigen Fachausschüssen ausführlich beraten worden. 

Gemeindeordnung
Zur Neufassung des § 116 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO LSA haben wir den Deutschen Landkreistag (DLT) um eine Einschätzung zur Verfassungsmäßigkeit der Vorschrift gebeten. In seiner Gesamtbetrachtung kommt der DLT in dem beiliegenden Antwortschreiben zu folgendem Ergebnis: 

„Als Fazit ist insoweit festzuhalten, dass die Novellierung des kommunalen Wirtschaftsrechts in Sachsen-Anhalt aus kommunaler Sicht einen problematischen Weg einschlägt, der aber vor allem politischer Kritik zugänglich ist. Von einer Verfassungsbeschwerde zum jetzigen Zeitpunkt ist nach einer ersten überschlägigen rechtlichen Prüfung aus Sicht der Hautgeschäftsstelle abzuraten, da die Erfolgsaussichten als sehr gering einzuschätzen sind. Eine Niederlage in einem derartigen Verfassungsrechtsstreit hätte vermutlich eine deutlich negativere Wirkung als ein Untätigbleiben zum jetzigen Zeitpunkt. Es sollte daher abgewartet werden, welche Bedeutung die Vorschriften in der Praxis, aber vor allem aufgrund einer Anwendung durch die Kommunalaufsichtsbehörden oder durch die Versuche privater Konkurrenten, den Verwaltungsrechtsweg zu beschreiten, erlangen. Die in erheblichem Maße noch vorhandenen Unklarheiten bei den neuen Vorschriften können durch Auslegung in der Rechtspraxis geklärt werden. Hier sollten die kommunalen Spitzenverbände allerdings darauf drängen, dass diese Auslegung kommunalfreundlich und insbesondere mit Blick auf eine Verfassungskonformität, d. h. insbesondere unter Berücksichtigung der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie, erfolgt. Es dürfte Erfolg versprechender als eine Verfassungsbeschwerde sein, im Falle einer Klage eines privaten Wettbewerbs den dort geführten Verwaltungsrechtsstreit intensiv, d. h. insbesondere mit guter anwaltlicher Unterstützung und ggf. mit Unterstützung der Hauptgeschäftsstelle, zu führen. Auch ein solches Urteil bietet zur Not dann noch Gelegenheit, den Verfassungsrechtsweg zu beschreiten. Ob allerdings die Neuregelungen tatsächlich die von der Gesetzesbegründung erwarteten Wirkungen zeitigen werden, erscheint aus hiesiger Sicht eher zweifelhaft.“
Kommunalabgabengesetz
Durch das Gesetz zur Änderung des KAG und des WG vom 15.08.2000 wurden die Kommunen gezwungen, Kostenüberdeckungen nach § 5 Abs. 2 c KAG zwingend im ersten Jahr des nächsten Kalkulationszeitraumes auszugleichen. Diese Regelung hatte sich in der Praxis aus kommunaler Sicht nicht bewährt und wurde von den kommunalen Spitzenverbänden nachdrücklich kritisiert, weil die Regelung kaum vollziehbar war und zu erheblichen Gebührensprüngen führte. 

Mit der Neufassung des Absatzes 2 c sind Kostenüberdeckungen künftig im nächsten Kalkulationszeitraum auszugleichen; damit hat der Gesetzgeber dem Anliegen der Kommunen entsprochen. 

Änderung des Abfallgesetzes 
Mit der Streichung des § 3 Abs. 6 Satz 2 AbfG LSA ist die Konkretisierung des sicherzustellenden „überwiegenden öffentlichen Interesses an einer geordneten Entsorgung“ bei Übertragung von Entsorgungspflichten auf Dritte und deren Verbände vom Landesgesetzgeber im Gesetz aufgehoben worden; diese Konkretisierung war auf Initiative der kommunalen Spitzenverbände im Landesabfallgesetz aufgenommen worden. Bestand, Funktionsfähigkeit und wirtschaftliche Auslastung werden aber nach wie vor bei Auslegung des Begriffs „überwiegendes öffentliches Interesse“ zu berücksichtigen sein. 

Auf Anregung der kommunalen Spitzenverbände wurden im Zweiten Investitionserleichterungsgesetz dem § 6 Abs. 2 AbfG LSA die Sätze 3 und 4 angefügt. Danach bilden alle abfallwirtschaftlichen Anlagen des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger gebührenrechtlich eine Einheit. Damit eröffnet der Gesetzgeber - nach unserer Auffassung hinreichend - die Gelegenheit, Kosten für stillgelegte Anlagen, die sich noch in der Nachsorgephase befinden, in die Gebührenkalkulation einzubeziehen. Das Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt hat uns mit Schreiben vom 19. August 2003 diese Rechtsauffassung bestätigt.

Bei handelsrechtlichen Problemen bei der Bildung von Rückstellungen wird empfohlen, die Hausmülldeponie nach dem 01.06.2005 entweder als Inertstoffdeponie weiterzubetreiben oder aber die Deponie in einen öffentlich-rechtlichen Betrieb umzuorganisieren.

Der Landesgesetzgeber hat mit der Neufassung des § 11, zu der wir nicht mehr angehört worden sind, die privaten Eigentümer von Grundstücken im Wald und der übrigen freien Landschaft zu Lasten der öffentlichen Hand finanziell von den Entsorgungskosten freigestellt. Nunmehr müssen die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger verbotswidrig abgelagerte Abfälle, die auf einem Grundstück im Wald oder der übrigen freien Landschaft abgesetzt worden sind (das nicht im Eigentum von juristischen Personen des öffentlichen Rechts steht) unentgeltlich abnehmen und entsorgen. 

Änderung des Denkmalschutzgesetzes 

Nach § 14 Abs. 9 war bisher gesetzlich geregelt, dass bei allen Veränderungen und Maßnahmen an Denkmalen von den Eigentümern bzw. Veranlassern dokumentiert werden soll, welche Veränderungen und Maßnahmen konkret durchgeführt werden. Diese gesetzliche Dokumentationspflicht wird aufgehoben; die unteren Denkmalschutzbehörden können stattdessen als Ermessensentscheidung jetzt von den Eigentümern oder Veranlassern die Dokumentation der Veränderungen und Maßnahmen verlangen. Hierdurch wird mit der vorausgehenden Anhörung und der anschließenden Verfügung entsprechender Dokumentationspflichten ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand für die untere Denkmalschutzbehörde geschaffen. Zudem tritt die untere Denkmalschutzbehörde in diesen Fällen gegenüber dem Investor zusätzlich mit belastenden Verfügungen auf und muss auch noch die Kostenregelung im Einzelfall treffen. Hintergrund für die Abschaffung der „gesetzlich angeordneten Pflichtdokumentation“ ist die ABM-Förderung, die nunmehr zugunsten des Investors von der Arbeitsverwaltung bewilligt werden kann. 

Änderung des Landesplanungsgesetzes

Wesentliche Änderung ist die Verabschiedung des Landesentwicklungsplanes per Verordnung, zu der der Landtag vorab Gelegenheit zur Stellungnahme erhält. Vorteilhaft dürfte sein, dass durch langwierige politische Diskussionen im Landtag Veränderungen des Landesentwicklungsplanes nicht mehr zur Verzögerung und inhaltlichen Veränderungen – mit teilweise erheblichen Auswirkungen - führen dürften. 

Änderung des Wassergesetzes
Die vorgesehene Rechtsfiktion für Überschwemmungsgebiete, die nach Abs. 1 des   § 96 seit 10 Jahren von der zuständigen Landesbehörde gesetzlich festzustellen waren, aber bis heute nicht festgestellt sind, wird bis auf Weiteres an praktischen Schwierigkeiten scheitern, da derzeit den Wasserbehörden derartige Karten nicht vorliegen. Da die Erstellung der Karten Aufgabe des gewässerkundlichen Landesdienstes ist, bleibt der Vollzug dieser Vorschriften offen.

Die in § 146 a neu eingeführten Regelungen zur Übertragung der Trinkwasserversorgung soll den Weg ebnen, die Pflicht der Trinkwasserversorgung im eigenen Wirkungskreis der Gemeinden rascher zu privatisieren. 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung und 

des Bundesdisziplinargesetzes 

Mit dem Zweiten Investitionserleichterungsgesetz wurde die Regelung des § 8 a in das AG-VwGO eingefügt. Nach dieser landesrechtlichen Regelung entfällt ein Vorverfahren dann, wenn diejenige Behörde, die einen Verwaltungsakt erlassen oder den Erlass eines Verwaltungsaktes abgelehnt hat, auch den Widerspruchsbescheid zu erlassen hätte. Ein Widerspruchsverfahren ist danach in Selbstverwaltungsangelegenheiten nur noch in bestimmten Fällen notwendig, die im § 8 a AG-VwGO aufgezählt sind. 

Rechtlich ist bisher nicht abschließend geklärt, ob in Fällen der Heranziehung zu Aufgaben der Sozialhilfe weiterhin ein Vorverfahren erforderlich ist. Im Rahmen eines Erfahrungsaustausches der Rechtsämter ist nach intensiver Erörterung verabredet worden, auch in Fällen der Heranziehung das Vorverfahren als entbehrlich anzusehen. Diese Rechtsauffassung wird zwischenzeitlich ausdrücklich vom Sozialministerium und vom Justizministerium des Landes geteilt. Im Weiteren wird auf unser Rundschreiben Nr. 451/2003 vom 04. November 2003 verwiesen. 

32. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 27./28. November 2003 in Brehna, Landkreis Bitterfeld
TOP 7
Novellierung des Wassergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 

Beratungsgrundlage:
Rundschreiben-Nr. 445/2003 vom 28. Oktober 2003
Bisherige Beratung:
TOP 5
  13. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Umweltschutz, Verkehr und  Raumplanung am 11. November 2003
Weitere Beratung:
113. Präsidialsitzung am 09. Dezember 2003
Sachverhalt:
Das Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. April 1998 (GVBl. LSA S. 186) zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 16. Juli 2003 (GVBl. LSA S. 158, 164) wurde uns vom Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt mit Schreiben vom 23. Oktober 2003 mit der Bitte um Stellungnahme bis zum 14. November 2003 übersandt. Der zuständige Fachausschuss hat in der oben genannten Sitzung die erforderlichen Beratungsunterlagen erhalten. 

Das Gesetz dient insbesondere der Umsetzung folgender EU-Richtlinien:

1. IVU-Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 (ABl. EG Nr. L 257 S. 26) in der jeweiligen Fassung und

2. der Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000.

Mit der IVU-Richtlinie wurden im Gegensatz zu dem bisher von medienspezifischen Regelungen geprägten gemeinschaftlichen Umweltrecht (wie durch die UVP-Richtlinie) medienübergreifende Regelungsansätze zum Schutz der Umwelt eingeführt. Die IVU-Richtlinie will durch Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von Emissionen in Luft, Wasser und Boden ein hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt erreichen und verhindern, dass Verschmutzungen von einem Umweltmedium auf ein anderes verlagert werden. 

Mit der Wasserrahmenrichtlinie verfolgt die Europäische Union das Ziel, einen einheitlichen Ordnungsrahmen zu schaffen, d. h. die Gewässer sollen flussgebietsbezogen bewirtschaftet werden und sind ganzheitlich von der Quelle bis zur Mündung mit allen Zuflüssen zu betrachten. 

Darüber hinaus wurden in dem Gesetzentwurf die Änderungen aus dem 6. Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes eingearbeitet. Die wasserhaushaltsrechtlichen Vorschriften sind in den Änderungen zu §§ 2, 8, 13, 41 bis 45, 96, 97, 120, 137, 150, 154, 164 und 186 WG LSA übernommen worden. 

Der Begründung zu Folge ist ein erheblicher Teil der im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Änderungen auf Wünsche und Anregungen aus der Vollzugspraxis zurückzuführen. Hierzu zählen beispielsweise Änderungen in den §§ 1, 3 68, 67 ff., 112, 131, 132, 134 und 154 WG LSA. 

Bei erster Durchsicht des Gesetzentwurfes wird bereits erkennbar, dass die fachlichen Anforderungen an die Aufgabenwahrnehmung der unteren Wasserbehörden steigen werden. Inwieweit durch die Neuregelungen Mehrbelastungen für die Landkreise entstehen, kann zurzeit nicht abgeschätzt werden. 

Der Gesetzentwurf enthält auch Regelungen zur Aufgabenverlagerung vom Land auf die Landkreise und kreisfreien Städte, die parallel in der Arbeitsgruppe „Funktionalreform“ beraten werden. Aus unserer Sicht sollten diese Regelungen ausschließlich dem Ersten Funktionalreformgesetz vorbehalten bleiben.

Nähere Einzelheiten bitten wir dem Gesetzentwurf zu entnehmen, der bereits dem Vorbericht für den Fachausschuss für Wirtschaft, Umweltschutz, Verkehr und Raumplanung (vgl. o. g. Rundschreiben) beigefügt war. Wegen seines erheblichen Umfangs (85 Seiten) haben wir auf eine erneute Vervielfältigung verzichtet.

In der Begründung wird erwähnt, dass die Wasserrahmenrichtlinie innerhalb von 3 Jahren nach Inkrafttreten - d. h. bis zum 22. Dezember 2003 - in nationales Recht umzusetzen ist. Wir müssen davon ausgehen, dass das Land Sachsen-Anhalt bestrebt sein wird, dieser Verpflichtung fristgemäß gerecht zu werden, zumal uns als Termin für die Abgabe unserer Stellungnahme der 14.11.2003 vorgegeben wurde. Diese Frist ist nicht ausreichend, weil die Erarbeitung einer Stellungnahme unter Beteiligung der Landkreise und unserer Gremien regelmäßig mehr Zeit beansprucht. Frau Ministerin Wernicke haben wir um eine Fristverlängerung bis zum 5. Dezember 2003 gebeten.
32. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 27./28. November 2003 in Brehna, Landkreis Bitterfeld
TOP 8
Auswirkungen der EuGH-Entscheidung zum Magdeburger Urteil 
Beratungsgrundlage:
Rundschreiben-Nr.
146/2002 vom 17. 04. 2002

Rundschreiben-Nr.
396/2002 vom 05. 11. 2002

Rundschreiben-Nr.
054/2003 vom 28. 01. 2003
Rundschreiben-Nr.  329/2003 vom 30. 07.2003

Bisherige Beratung:
TOP 4
  13. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Umweltschutz, Verkehr und  Raumplanung am 11. November 2003
Weitere Beratung:
-

Sachverhalt:
Der EuGH ist in seinem Urteil vom 24.7.2003 im Vorabentscheidungsverfahren C-280/00 (Altmark Trans) nicht den Vorstellungen des Generalanwaltes Léger gefolgt und hat generell alle Zahlungen als Beihilfen angesehen, die im Einzelfall gerechtfertigt sein können. Wäre der EuGH Léger gefolgt, hätten alle Zuschüsse vorher als Einzelbeihilfe oder Beihilferegime von der Kommission genehmigt werden müssen. Der EuGH hat vielmehr entschieden, dass staatliche Zahlungen keine Beihilfen sind, wenn sie kumulativ folgende vier Voraussetzungen erfüllen:
1.
Existenz eines klaren Betrauungsaktes

2. 
Ausgleich nach objektiven und transparenten Kriterien

3. 
Bemessung des Ausgleichs an vergleichbaren Kosten durchschnittlich gut      geführter Unternehmen, wenn keine Ausschreibung erfolgt

4. 
Begrenzung der Zuschüsse auf maximal die Höhe der Belastungen
In der im Streit stehenden Auslegung des Personenbeförderungsgesetzes ist es nunmehr Sache des Bundesverwaltungsgerichtes aus dem Urteil des EuGH die notwendigen Schlüsse zu ziehen. 

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts bleibt abzuwarten. Wann es ergehen wird, lässt sich gegenwärtig nicht abschätzen. 

Die Kommission zeigt sich grundsätzlich zufrieden mit dem Urteil. Es sei klar verständlich und praxisnah. 
Es ist allerdings offen, wie die Kommission auf die ihr bekannten Fälle reagieren wird, in denen die Gewährung von Zuschüssen weder der Verordnung 1191/69 noch den allgemeinen Kriterien des EuGH entspricht oder entsprochen hat. Eine nachträgliche Notifizierung und Genehmigung dürfte wegen der eindeutigen Regeln des EG-Vertrages nicht in Frage kommen. Es kann daher nach Auffassung der Kommission im Einzelfall nicht ausgeschlossen werden, dass Rückforderungen von gezahlten Zuschüssen auf die Verkehrsunternehmen zukommen können. Allerdings sei es unklar, ob die Folgen dieselben seien wie bei Rechtwidrigkeit einer Einzelbeihilfe, wenn sich ein gesamtes Zuschusssystem als unvereinbar mit dem EU-Recht herausstelle.
Ab sofort können Zuschüsse nur gezahlt werden, wenn die Kriterien des EuGH eingehalten werden. 
Übereilte Notifizierungen von Zuschüssen sollten nach Auffassung der Kommission nicht vorgenommen werden, da dies mit einem immensen Arbeits- und Verwaltungsaufwand verbunden wäre. Sie sind allerdings auch unnötig, wenn die Vorgaben des EuGH eingehalten werden. Gerade darin liegt der Vorteil des EuGH-Urteils in Sachen Altmark Trans. 

Das Land Brandenburg hat bereits vor dem Urteilsspruch die Entscheidung getroffen, die Fördermittel für die bisherige Unternehmensförderung zukünftig den Landkreisen pauschaliert zur Verfügung zustellen. Die Landkreise sollen dann die Mittel EG-konform in Verkehrsverträgen oder Auferlegungen an die Verkehrsunternehmen ausreichen. Das Land Sachsen-Anhalt hatte eine vergleichbare Verfahrenswiese mit der Novelle zum ÖPNVG-LSA einführen wollen. Da der uns bekannte Gesetzentwurf zunächst zurückgezogen worden ist, bleibt abzuwarten, welche Regelung das Ministerium verfolgen wird, wenn die dortige Prüfung und Auswertung der einschlägigen Gerichtsentscheidungen abgeschlossen ist.
Die Erstattung von Fahrgeldermäßigungen für bestimmte Fahrgastgruppen, z.B. Schüler und Schwerbehinderte, ist auch weiterhin uneingeschränkt möglich. Das praktizierte Verfahren entspricht den Vorgaben des EuGH und der Verordnung 1191/69. 
Nach Mitteilung des Deutschen Landkreistages wird ein Bund-Länder-Arbeitskreis in Abstimmung mit der Kommission eine Auslegungshilfe zur EuGH-Entscheidung erarbeiten. Noch ist offen, wann mit der Auslegungshilfe gerechnet werden kann.

32. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 27./28. November 2003 in Brehna, Landkreis Bitterfeld
TOP 9
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Vermessungs- und Katastergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt

Beratungsgrundlage:
Rundschreiben-Nr. 439/2003 vom 23. Oktober 2003
Bisherige Beratung:
TOP 8
  13. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Umweltschutz, Verkehr und  Raumplanung am 11. November 2003
Weitere Beratung:
113. Präsidialsitzung am 09. Dezember 2003
Sachverhalt:
Das Ministerium des Innern des Landes Sachsen-Anhalt (MI) hat uns den am 10. Oktober 2003 von der Landesregierung beschlossenen Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Vermessungs- und Katastergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt mit der Bitte um Stellungnahme bis zum 10. November 2003 übersandt. 

Ziel des Landes ist es, die Vermessungs- und Katasterverwaltung zu modernisieren und zum zentralen Geodatendienstleister für das Land Sachsen-Anhalt zu entwickeln. Dazu wird der Aufgabenbereich Führung des Geobasisinformationssystems zusätzlich neben den bestehenden Kernbereichen Führung des Liegenschaftskatasters und Landvermessung eingeführt. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen für den Aufbau der Geodateninfrastruktur in Sachsen-Anhalt geschaffen werden. Dazu gehört auch, dass Auszüge aus dem Geobasisinformationssystem von den dazu Berechtigten „online“ auch bei den Gemeinden und Landkreisen, den öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren des Landes oder direkt über das Internet abgegeben werden können. 

In Ausübung öffentlicher Gewalt soll sich die Gebührenhöhe für die Nutzung des Geobasisinformationssystems für Bundesbehörden sowie Gemeinden und Landkreise auf die Erstattung des Aufwandes für die Abgabe (Bereitstellungsaufwand) reduzieren. Das Land geht davon aus, dass der Bereitstellungsaufwand im Durchschnitt ca. 20 % der ansonsten anfallenden Gesamtgebühr beträgt. 

Als Ausnahmetatbestand wird in § 12 Abs. 2 GE aufgenommen, dass bei der Bildung neuer Flurstücke auf eine Vermessung verzichtet werden kann, wenn die Flurstücke ohne eine örtliche Vermessung identifizierbar und rechnerisch in ihren Begrenzungen bestimmbar sind. Anträge auf Flurstücksbildung ohne Vermessung können gebührenpflichtig auch von öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren und anderen behördlichen Vermessungsstellen angenommen und vorbereitet werden. 

Wegen der weiteren Einzelheiten verweisen wir auf den Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Vermessungs- und Katastergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt, den wir einschließlich der Begründung als Anlage für die oben genannte Fachausschusssitzung zur Verfügung gestellt haben. Wir bitten Sie, den Gesetzentwurf dem o. g. Rundschreiben zu entnehmen.
Prof. Dr. Kummer (Ministerium des Innern) hat auf Einladung der Geschäftsstelle in der Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Umweltschutz, Verkehr und Raumplanung über die Auswirkungen der Katastergesetznovelle informiert. Die Umstellung des Geobasisinformationssystems auf ein Serviceinstrument, auf das die Landkreise und Gemeinden unmittelbar zugreifen können, geht auf eine Ländervereinbarung zurück. Grundsätzlich gebe es unter den Ländern die Einigung darauf, die Auszüge aus dem Geobasisinformationssystem zu einem Bereitstellungsaufwand herauszugeben, wenn Behörden ein öffentliches Interesse an den Daten haben. Der Bereitstellungsaufwand beträgt rd. 20 % des bisherigen Gebührenumfangs und berücksichtigt lediglich die bei Herausziehung von besonderen Datensätzen aus dem Datenbestand entstehenden Kosten. Nach wie vor bleibt es dabei, dass der periodische flächendeckende Auszug aus den Liegenschaftsdaten den Landkreisen kostenlos zur Verfügung gestellt wird. Bei technischem Anschluss an das IT-Netz des Landes können die Landkreise jederzeit auf das Geobasisinformationssystem zugreifen und interessierten Bürgern entsprechende Ausdrucke erstellen. Der wirtschaftliche Vorteil für die Landkreise bei diesem Verfahren liegt darin, dass mit dem Blick in das Liegenschaftskataster und die Kartenwerke die Aktualität des kostenlosen flächendeckenden Katasterauszuges überprüft werden kann. Erforderlich ist ein interner Netzanschluss zum nächsten Knoten des Landesnetzes. Der Netzanschluss wird ca. 3.000 €/Jahr an Nutzungsgebühren kosten. Der Umfang und die Häufigkeit der Nutzungen durch den Landkreis ist hinsichtlich der Kosten unerheblich. Mit dem Geoinformationssystem wird die Katasterverwaltung eine Pilotfunktion nach dem eGovernment-Grundsatzpapier des Landes einnehmen. 

Der Ausschuss für Wirtschaft, Umweltschutz, Verkehr und Raumplanung hat den Gesetzentwurf, indem das EDV-Konzept festgelegt wird und insbesondere auch die Kostenregelung getroffen wird, zustimmend zur Kenntnis genommen. 

32. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 27./28. November 2003 in Brehna, Landkreis Bitterfeld
TOP 10
Künftige Organisation der regionalen Landrätekonferenzen 

Beratungsgrundlage:
- 

Bisherige Beratung:
TOP   4
108. Präsidialsitzung am 16. April 2003

TOP   7
Landrätekonferenz Magdeburg am 14. Oktober 2003

TOP 10
112. Präsidialsitzung am 21. Oktober 2003

TOP   9
Landrätekonferenz Dessau am 05. November 2003

TOP   6
Landrätekonferenz Halle am 06. November 2003 

Weitere Beratung:
113. Präsidialsitzung am 09. Dezember 2003

Sachverhalt:
Gemäß § 6 Abs. 1 Verwaltungsmodernisierungsgrundsätzegesetz (VerwModGrG) werden die Regierungspräsidien Dessau, Halle und Magdeburg mit Ablauf des 31. Dezembers 2003 aufgelöst. Gem. § 6 Abs. 3 VerwModGrG wird mit Wirkung vom 01. Januar 2004 ein Landesverwaltungsamt als zentrale Bündelungs- und Koordinierungsbehörde der Landesverwaltung errichtet. Vor diesem Hintergrund ist über die künftige Organisation der Landrätekonferenzen Magdeburg, Halle und Dessau zu entscheiden.

Das Präsidium hat in seiner 112. Sitzung am 21. Oktober 2003  - vorbehaltlich der zu diesem Zeitpunkt noch ausstehenden Beratungen in den Regionalkonferenzen Dessau und Halle - folgenden Beschluss gefasst:

1. Die bisherigen regionalen Landrätekonferenzen werden ab 2004 landesweit organisiert und terminlich mit den Landräte-Seminaren koordiniert. Hierzu werden die mit den Oberbürgermeistern der kreisfreien Städte, dem Vertreter des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt und dem Präsidenten des Landesverwaltungsamtes zu erörternden Themen grundsätzlich am Donnerstagnachmittag vor den Landräte-Seminaren behandelt.

2. Um den zur Verfügung stehenden Beratungszeitraum für verbandsspezifische Themen des Landkreistages Sachsen-Anhalt zu erhalten, sollen statt vier künftig fünf Landräte-Seminare pro Jahr vorgesehen werden.

Im Rahmen der Landrätekonferenzen Dessau am 05. November 2003 und Halle am 06. November 2003 sind gegen die beabsichtigte Zusammenführung der drei Regionalkonferenzen im vorgeschlagenen Sinne Bedenken geäußert worden. Es wird befürchtet, dass die Arbeitsfähigkeit in dem vergrößerten Gremium nicht mehr gegeben sei. Auch wird weiterhin die Notwendigkeit gesehen, sich innerhalb der Regionen untereinander abzustimmen. 

In der Regionalkonferenz Halle ist als möglicher Kompromiss der Gedanke entwickelt worden, dass sich die Landräte (und Oberbürgermeister) weiterhin zweimal in den bisherigen Regionalkonferenzen bzw. auf Ebene der regionalen Planungsgemeinschaften treffen. Um die terminliche Belastung der Landräte nicht auszuweiten, sollte die Zahl der Landräte-Seminare grundsätzlich auf vier Tagungen pro Jahr beschränkt bleiben. 

Seitens des Herrn Regierungspräsidenten Leimbach wurde überdies angekündigt, auf eigene Einladung zwei Landrätekonferenzen im Jahr durchführen zu wollen. 

In einer Gesamtbewertung des Meinungsbildes schlägt die Geschäftsstelle nunmehr vor, 

· die unter der Federführung des Landkreistages Sachsen-Anhalt organisierten Landräte-Seminare in der bisherigen Form weiterhin viermal pro Jahr vorzusehen,

· die bisherigen Regionalkonferenzen nach deren eigener Festlegung fortzuführen, wobei die Geschäftsstelle als Gast die Möglichkeit zur Teilnahme erhält.

32. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 27./28. November 2003 in Brehna, Landkreis Bitterfeld
TOP 11
Verfassungsbeschwerde der Landkreise Aschersleben-Staßfurt, Burgenlandkreis, Schönebeck und Wernigerode gegen das ÖPNV-Gesetz;


Aufteilung der Kosten

Beratungsgrundlage:
-
Bisherige Beratung:
TOP 5 
19. Landräte-Seminar am 02./03. März 2000 

TOP 3

22. Landräte-Seminar am 15./16. März 2001

Weitere Beratung:
-
Sachverhalt:
Im 19. Landräte-Seminar war einvernehmlich vereinbart worden, durch die Geschäftsstelle ein Rechtsgutachten zur Verfassungskonformität des mit der Novelle vom 27. April 2000 geänderten ÖPNV-Gesetzes erarbeiten zu lassen. Hiermit wurde Herr Prof. Dr. Rudolf Wendt, Saarbrücken, beauftragt.

Auf der Grundlage des Gutachtens und nach Abstimmung im Rahmen des Landräte-Seminars am 15./16. März 2001 in Staßfurt haben sich die Landkreise Aschersleben-Staßfurt, Burgenlandkreis, Schönebeck und Wernigerode entschieden, gemeinsam eine Verfassungsbeschwerde gegen die Finanzierungsregelung des geänderten ÖPNV-Gesetzes zu führen. Die Kosten für den Verfahrensbevollmächtigten sollten gleichmäßig von allen Landkreisen getragen werden. 

Aufgrund des Umfanges und der Dauer des Beschwerdeverfahrens und seiner Komplexität hat Prof. Dr. Wendt seine Honorarvorstellungen nach Erörterung mit der Geschäftsstelle zwischenzeitlich wie folgt beziffert: 

Honorar (pauschaliert) 


20.000 € 

Nebenkosten (pauschaliert)

  2.000 €

Mehrwertsteuer



  3.520 €
Insgesamt

  


25.520 €







=======

Angesichts des Streitwertes hätte sich nach der BRAGO ein sehr viel höherer Honorarbetrag errechnet. 

Aus Sicht der Geschäftsstelle erscheint der Betrag von 25.520 Euro auch im Vergleich mit früheren Verfahrenskosten insgesamt angemessen. Im Beschwerdeverfahren war nicht nur die Position der vier beschwerdeführenden Landkreise aufzuarbeiten und zu vertreten, sondern aufgrund der Anträge des Landes die Sachverhalte aller Landkreise in die Argumentation einzubeziehen. Zudem hat der Verfahrensbevollmächtigte neben zwei mündlichen Verhandlungen in Dessau auch an zwei Besprechungen in Magdeburg teilgenommen, so dass auch durch Termine ein besonderer Aufwand anzuerkennen ist. 

Wir schlagen vor,

· die seinerzeit entstandenen Kosten für das Rechtsgutachten in Höhe von 23.200 DM aus dem Haushalt des Landkreistages zu begleichen und

· die Honorarforderung in Höhe von 25.520 Euro gleichmäßig auf die Landkreise aufzuteilen. Dies entspricht einem Betrag von 1.215,24 Euro/Landkreis, der möglichst bis zum 15.12.2003 an den Landkreistag Sachsen-Anhalt überwiesen werden sollte.
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